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Deskriptoren -
Leitsätze Das Interesse einer Krankenversicherung,

ihre Versicherten über den Bezug von
Arzneimitteln aus dem Ausland im Wege
des Versandes zu informieren, um diese
kostengünstiger zu versorgen, überwiegt
nicht gegenüber dem öffentlichen
Interesse an der Unterbindung der
Förderung des Versandhandels mit
Arzneimitteln.

Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 07.10.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 B 175/02 ER
Datum 01.12.2003

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts
Hamburg vom 7. Oktober 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Antragstellerin trÃ¤gt
auch die Gerichtskosten des Beschwerdeverfahrens. Der Streitwert wird auf 1.333
EUR festgesetzt.

GrÃ¼nde:

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Sozialgerichts vom 7.
Oktober 2002, der das Sozialgericht nicht abgeholfen und die es dem Senat zur
Entscheidung vorgelegt hat (Â§ 174 Sozialgerichtsgesetz (SGG)), ist zulÃ¤ssig (Â§Â§
172, 173 SGG), aber nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat den Antrag auf
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Herstellung der aufschiebenden Wirkung der Klage zu Recht abgelehnt.

Auf den Rechtsstreit ist das Sozialgerichtsgesetz (SGG) in der ab 2. Januar 2002
geltenden Fassung anwendbar, weil die Neufassung der verfahrensrechtlichen
Regelungen zu diesem Zeitpunkt in Kraft getreten ist und die Ã�bergangsregelung
nach Art. 17 Abs. 1 des Sechsten Gesetzes zur Ã�nderung des
Sozialgerichtsgesetzes (vom 7. August 2001, BGBl. I S. 2144) nur Anwendung
findet, wenn das Verfahren vor dem Inkrafttreten des Gesetzes rechtshÃ¤ngig war.

GemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG kann das Gericht der Hauptsache auf
Antrag in den FÃ¤llen, in denen Widerspruch oder Anfechtungsklage keine
aufschiebende Wirkung haben, die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise
anordnen.

Die Anfechtungsklage in FÃ¤llen, in denen die sofortige Vollziehung im Ã¶ffentlichen
Interesse oder im Ã¼berwiegenden Interesse eines Beteiligten mit schriftlicher
BegrÃ¼ndung angeordnet ist, hat gemÃ¤Ã� Â§ 86a Abs. 2 Nr. 5 SGG keine
aufschiebende Wirkung. Ihre Anordnung setzt voraus, dass das Individualinteresse
des belasteten Adressaten gegenÃ¼ber dem Ã¶ffentlichen Interesse an der
sofortigen Vollziehung Ã¼berwiegt. Hierbei ist insbesondere von Bedeutung, ob die
Klage Aussicht auf Erfolg hat. An der Vollziehung offensichtlich rechtswidriger
Verwaltungsakte kann kein Ã¶ffentliches Interesse bestehen. Bei der AbwÃ¤gung
sind auch die wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse der Beteiligten zu berÃ¼cksichtigen.
Ã�berwiegende Ã¶ffentliche Belange kÃ¶nnen es jedoch rechtfertigen, den
Rechtsschutzanspruch des Einzelnen zurÃ¼ckzustellen, um unaufschiebbare
MaÃ�nahmen im Interesse des Allgemeinwohls ohne VerzÃ¶gerung umzusetzen.

Wegen der mit schriftlicher BegrÃ¼ndung angeordneten sofortigen Vollziehung hat
die Klage im Verfahren S 32 KR 1524/02 keine aufschiebende Wirkung.

Die Antragstellerin hat keinen Anspruch auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung
der Klage. Ihr Interesse, ihre Versicherten Ã¼ber den Bezug von Arzneimitteln aus
dem Ausland im Wege des Versandes zu informieren und diese unter Erstattung der
Kosten der bestellten PrÃ¤parate insgesamt kostengÃ¼nstiger als Ã¼ber den
inlÃ¤ndischen Apothekenvertrieb mit den erforderlichen Arzneien zu versorgen,
Ã¼berwiegt nicht gegenÃ¼ber dem Ã¶ffentlichen Interesse an der Unterbindung
der FÃ¶rderung des Versandhandels mit Arzneimitteln.

Zur Beurteilung des Interesses der Antragstellerin ist zu berÃ¼cksichtigen, dass
Wettbewerbsnachteile nicht ersichtlich sind, denn die Vielzahl der bei den
Sozialgerichten anhÃ¤ngigen Verfahren zeigt, dass die Antragsgegnerin bemÃ¼ht
ist, flÃ¤chendeckend gegen die FÃ¶rderung des Versandhandels mit Arzneimitteln
durch die TrÃ¤ger der gesetzlichen Krankenversicherung vorzugehen. Sofern
einzelne Verhaltensweisen unsanktioniert bleiben sollten, steht es der
Antragstellerin frei, zur Aufrechterhaltung eines fairen Wettbewerbs diese FÃ¤lle bei
der Antragsgegnerin zur Anzeige zu bringen. Unter diesen Voraussetzungen ist nicht
ersichtlich, dass die Antragstellerin in besonderem MaÃ� mit Klagverfahren auf
Kostenerstattung fÃ¼r im Versandwege beschaffte Arzneien Ã¼berzogen werden
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kÃ¶nnte. Zwar weist sie zu Recht darauf hin, dass sie angesichts der
Kostenentwicklung im Gesundheitswesen EinsparungsmÃ¶glichkeiten auch bei der
Arzneimittelversorgung ihrer Versicherten realisieren muss, aber die AktivitÃ¤ten
eines Ã¶ffentlich-rechtlichen LeistungstrÃ¤gers zur Kostenreduzierung mÃ¼ssen
sich stets im Rahmen der geltenden rechtlichen Vorgaben halten.

DemgegenÃ¼ber besteht ein gewichtiges Ã¶ffentliches Interesse an der Einhaltung
der gesetzlichen Regelungen als Ausdruck der AbwÃ¤gung der Ã¶ffentlichen
Belange (inkl. der Gesichtspunkte der Volksgesundheit, der Arzneimittelsicherheit
und der Finanzierbarkeit der gesetzlichen Krankenversicherung) durch den
demokratisch legitimierten Gesetzgeber. Es ist nicht Sache der Gerichte zu
prÃ¼fen, ob bei dieser Entscheidung die einzelnen Belange (politisch) zutreffend
eingeschÃ¤tzt und gewichtet worden sind. Zu den gesetzlichen Regeln zÃ¤hlt das in
Â§ 43 Abs. 1 Arzneimittelgesetz (AMG) niedergelegte Versandhandelsverbot fÃ¼r
apothekenpflichtige Arzneimittel. Gegen dieses Verbot verstÃ¶Ã�t der Bezug von
Arzneien im Versandwege bei einem Unternehmen, welches (Ã¼berwiegend) mit
solchen Mitteln handelt. Darauf, ob GrÃ¼nde der Volksgesundheit eine solche
Regelung rechtfertigen oder ob im Einzelfall Anhaltspunkte fÃ¼r eine
gesundheitliche GefÃ¤hrdung durch einen Handel mittels Versand bestehen, kommt
es nicht an. Die Erstattung der Kosten derartiger PrÃ¤parate ist nicht durch die
Regelung des Â§ 73 Abs. 2 Nr. 6a AMG gedeckt, weil es zumindest an einem
"Bezug" eines Endverbrauchers fehlt. Nach dem Sinn und Zweck der Regelung liegt
ein "Bezug" nur vor, wenn ein persÃ¶nlicher Kauf im Ausland erfolgt, nicht aber bei
einer telefonischen oder schriftlichen Bestellung oder einer solchen unter Nutzung
des Internets. Zur weiteren BegrÃ¼ndung verweist der Senat auf die zutreffenden
AusfÃ¼hrungen des Kammergerichts Berlin (29.5.01 â�� 5 U 10150/00, NJW-RR
2002, 113). Die gesetzliche Regelung verstÃ¶Ã�t nicht offensichtlich gegen
hÃ¶herrangiges Recht. Zur Zeit ist das Verfahren des Deutschen
Apothekerverbandes e. V. gegen Doc Morris und Jacques Waterval vor dem
EuropÃ¤ischen Gerichtshof (Az: C-322/01) noch unentschieden und sein Ergebnis
offen. Deswegen steht es der Bewertung des Interesses als gewichtig nicht
entgegen, zumal auch der Gesetzgeber selbst keinen VerstoÃ� gegen
europarechtliche Regelungen annimmt. Er plant die Regelungen der Â§Â§ 43, 73
AMG trotz der umfÃ¤nglichen Ã¶ffentlichen Diskussion lediglich zu modifizieren und
das Verbot des Versandhandels mit Arzneimitteln nicht gÃ¤nzlich abzuschaffen,
sondern den Handel im Versandwege von einer Erlaubnis abhÃ¤ngig zu machen
bzw. hinsichtlich des auslÃ¤ndischen Versandhandels von der PrÃ¼fung, ob die
dortigen Vorschriften die Arzneimittelsicherheit entsprechend den inlÃ¤ndischen
Regelungen gewÃ¤hrleisten, sowie die Neufassung erst ab 1. Januar 2004 in Kraft
treten zu lassen (vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der gesetzlichen
Krankenversicherung, in: BT-Ds 15/1525). Im Rahmen der Interessensbewertung ist
weiter zu berÃ¼cksichtigen, dass eine spÃ¤tere EindÃ¤mmung der
Beschaffungswege fÃ¼r Arzneimittel nach vorÃ¼bergehender Zulassung der
FÃ¶rderung des Versandhandels auf erhebliche WiderstÃ¤nde bei den Versicherten
stoÃ�en dÃ¼rfte.

Das Ã¶ffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung des
Verpflichtungsbescheides vom 27. Juni 2002 entfÃ¤llt nicht wegen offensichtlicher
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Rechtswidrigkeit dieses Verwaltungsaktes. Wie oben bereits ausgefÃ¼hrt, hat der
Antragsgegner die FÃ¶rderung des Versandhandels mit Arzneimitteln durch die
Antragstellerin zu Recht als rechtswidriges Verhalten angesehen. Die gemÃ¤Ã�
Â§Â§ 89 Abs. 1 Satz 2 iVm 90 Abs. 1 Satz 1 Viertes Sozialgesetzbuch getroffene
aufsichtsrechtliche MaÃ�nahme ist wie die im Verpflichtungsbescheid angeordnete
sofortige Vollziehung nach der im Eilverfahren allein mÃ¶glichen und gebotenen
summarischen PrÃ¼fung nicht zu beanstanden. Insbesondere ist die Anordnung
ausreichend schriftlich begrÃ¼ndet. Die Antragsgegnerin hat fÃ¼r die Anordnung
Ã¼ber die BegrÃ¼ndung des Verwaltungsaktes hinausgehende GrÃ¼nde genannt,
die nicht offensichtlich unzutreffend sind. Sie hat auch eine InteressenabwÃ¤gung
vorgenommen.

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des Â§ 197a
SGG i.V.m. Â§Â§ 154 bis 162 Verwaltungsgerichtsordnung.

Die Streitwertfestsetzung ist gemÃ¤Ã� Â§ 197a SGG i.V.m. Â§ 25 Abs. 2 Satz 1
Gerichtskostengesetz (GKG) vorzunehmen. Der Streitwert wird gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs.
1 Satz 2 GKG auf 1.333 EUR festgesetzt. Er entspricht dem Wert des Begehrens im
erstinstanzlichen Verfahren. Das Gericht hat diesen Wert festgesetzt, da keiner der
Beteiligten gegen die erstinstanzliche Wertfestsetzung EinwÃ¤nde erhoben hat und
sie nicht unbillig erscheint.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 21.06.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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